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Liebe Bürgerinnen,  

liebe Bürger,

zwei Themen bestimmten auch das bundespolitische 

Berlin in dieser Sitzungswoche: Corona-Virus und die 

Lage an der europäischen Außengrenze.  

Der Corona-Virus ist nun auch in Deutschland ange-

kommen. Es besteht aber kein Anlass zur Panik. Die 

Behörden klären nach wie vor auf, isolieren Be-

troffene und versuchen die Ausweitung bestmöglich 

zu verzögern, um Zeit zu gewinnen. Denn es ist sehr 

wahrscheinlich, dass der Virus in den wärmeren Mo-

naten an Wirkung verlieren dürfte. Zu einer besseren 

Einordnung und ein bisschen mehr Gelassenheit in 

der öffentlichen Debatte: Die Grippewelle 17/18 for-

derte allein in Deutschland ungefähr 25.000 Todesop-

fer. Davon sind wir sowohl in Deutschland als auch 

global meilenweit entfernt. Corona ist aber vor allem 

eine wirtschaftliche Bedrohung. 

Durch den Krieg in Syrien steht die Türkei zuneh-

mend unter Druck. Innenpolitisch steigt der Unmut 

über die 3,5 Mio. Flüchtlinge im Land, gleichzeitig ist 

die türkische Militäroffensive gegen Assad/Putin rund 

um Idlib ein Fehlschlag.  

Im Zuge des Flüchtlingsabkommens mit der Türkei 

verpflichtete sich die Türkei, Flüchtlinge zu beherber-

gen und illegale Grenzübertritte in die EU bestmöglich 

zu verhindern. Dafür wurde der Türkei mit 6 Mrd. 

Euro für die Versorgung der Flüchtlinge unter die 

Arme gegriffen. Angesichts der deutschen Ausgaben 

für eine Million Flüchtlinge in Höhe von mehr als 20 

Mrd. Euro ist mir klar, dass die Kosten für 3,5 Mio. 

Flüchtlinge in der Türkei um ein Vielfaches höher als 

6 Mrd. Euro liegen dürften. Daher verstehe ich das An-

liegen des türkischen Präsidenten grundsätzlich, al-

lein mir missfällt zutiefst das Mittel, das Anliegen auf 

den Rücken von Flüchtlingen auszutragen. 

Die Lage an der türkisch-griechischen und türkisch-

bulgarischen Grenze erfordert enge europäische Koor-

dination und unmissverständliche Kommunikation: 

Wir dulden keine illegalen Grenzübertritte und müs-

sen den Schutz der Außengrenzen konsequent durch-

setzen. Wir dürfen nicht die Entscheidung, wer nach 

Europa kommen darf, in die Hände Erdogans legen. 

Gleichzeitig müssen wir alles unternehmen, um die 

schlimme humanitäre Situation vor Ort zu verbessern. 

Wir werden daher in den kommenden Tagen und Wo-

chen weiterhin dafür sorgen, die europäischen Au-

ßengrenzen zu sichern und die humanitäre Not zu lin-

dern. 

Ich verstehe, dass die Menschen, die seit mehreren 

Jahren in der Türkei untergebracht sind, aus wirt-

schaftlichen Gründen nach Europa wollen, aber das 

ist ausgeschlossen, weil sie in der Türkei keiner Ge-

fahr ausgesetzt sind. Für jeden aufgenommenen 

Flüchtling, machen sich in Syrien, Afghanistan, Af-

rika und dem Irak 100 neue Menschen Hoffnung auf 

ein besseres Leben. Das aber kann keine Lösung des 

Problems sein. Vielmehr muss den Menschen eine 

Perspektive in ihren Ländern gegeben werden. 

In diesem Fall ist es die Befriedung Syriens. In Idlib 

und Syrien müssen die Waffen endlich schweigen. 

Für die internationale Diplomatie bleibt viel zu tun! 

Herzliche Grüße 

Ihr 
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Blick auf die aktuellen politischen Themen 
Rechtsextremismus • Sterbehilfe • Medizinprodukte-EU-Anpassungsgesetz •              

Digitalisierung • Zahlen & Fakten 
 

Vereinbarte Debatte: 

„Rechtsextremismus und Hass 

entschieden bekämpfen – Kon-

sequenzen aus den rechtsterro-

ristischen Morden von Hanau“ 

m Donnerstag haben wir das Plenum mit ei-

ner vereinbarten Debatte zum Rechtsextre-

mismus nach der Tat von Hanau begonnen. 

Unser Mitgefühl gilt den Opfern, ihren Familien 

und Angehörigen des grauenvollen Anschlags. Wir 

vertrauen auf den Generalbundesanwalt und die er-

mittelnden Polizeibehörden, dass die Hintergründe 

dieser rechtsextremistischen Tat schnell und ent-

schlossen aufgeklärt werden. Wir werden nicht zu-

lassen, dass Rechtsextremisten unser friedliches 

Zusammenleben und unsere freiheitliche Grund-

ordnung zerstören. Der Kampf gegen den Rechtsext-

remismus hat für uns oberste Priorität. Unseren 

schon eingeschlagenen Weg mit einem massiven 

Personalaufbau bei den Sicherheitsbehörden und 

mit einer regelmäßigen Überprüfung, ob Polizei und 

Verfassungsschutz alle notwendigen Befugnisse für 

eine effektive Tätigkeit zum Schutz der Bürgerinnen 

und Bürger haben, werden wir weitergehen.  
 

Bundesverfassungsgericht: 

Urteil zur Sterbehilfe                

annehmen 

ie Richter am Bundesverfassungsgericht 

sind in der vergangenen Woche den Be-

schwerdeführern gefolgt und haben § 217 

StGB zur Geschäftsmäßigen Förderung der Selbst-

tötung für nichtig erklärt. Wer die intensiven De-

batten im Deutschen Bundestag miterlebt hatte, 

der weiß, dass wir uns die seinerzeitige Gewis-

sensentscheidung nicht leicht gemacht haben. Un-

abhängig von der persönlichen Entscheidung 

standen für uns alle immer das Wohl und die 

Würde der Betroffenen im Vordergrund. Das Bun-

desverfassungsgericht hat nun auch klargestellt, 

dass es keine Verpflichtung zur Suizidhilfe geben 

darf.  

Wir als Abgeordnete des Deutschen Bundestages 

stehen jetzt vor der Aufgabe, das Urteil des Bun-

desverfassungsgerichtes in Ruhe zu analysieren, 

um dann in einem zweiten Schritt mögliche ge-

setzgeberische Schritte zu prüfen. Zugleich ist das 

Urteil ein Auftrag, die Angebote einer guten palli-

ativen Begleitung im Sinne der Betroffenen und 

ihrer Angehörigen weiter auszubauen.  

Ich werde Sie an dieser Stelle selbstverständlich 

informieren, sobald es neue gesetzgeberische Ini-

tiativen zur Sterbehilfe gibt.  
 

2./3. Beratung: 

Medizinprodukte-EU-                

Anpassungsgesetz 

it dem Gesetz, das wir in zweiter und drit-

ter Lesung beschlossen haben, wird das 

nationale Medizinproduktionsrecht an 

zwei EU-Verordnungen aus dem Jahr 2017 ange-

passt. Ziel der Verordnungen sind die Gewährleis-

tung eines reibungslos funktionierenden Binnen-

marktes für Medizinprodukte sowie hohe Standards 
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für die Qualität und Sicherheit von Medizinproduk-

ten. Dies soll ein hohes Maß an Sicherheit und Ge-

sundheitsschutz für Patienten, Anwender und an-

dere Personen in allen Mitgliedsstaaten sicherstel-

len. Konkret regelt das Gesetz insbesondere die 

Klassifizierung von Medizinprodukten, die Konkre-

tisierung der Verfahren von klinischen Prüfungen 

und Genehmigung dieser Medizinprodukte sowie 

entsprechende Strafmaßnahmen bei Missachtung 

des Rechts. Dafür werden die Aufgaben der Behör-

den der Länder und der Bundesbehörden teilweise 

neu definiert. Des Weiteren werden unter anderem 

die Kompetenzen der Aufsichtsbehörden gestärkt 

und unabhängige Schiedsverfahren für den Fall vor-

gesehen, dass Vertragsverhandlungen mit den Kran-

kenkassen scheitern.  
 

Antrag: 

Digitalisierung des Planens     

und Bauens 

n vielen Städten, Landkreisen und Gemeinden 

in Deutschland wird mehr bezahlbarer Wohn-

raum für Geringverdiener und die breite Mittel-

schicht benötigt. Die Digitalisierung kann einen 

wichtigen Beitrag zur Effizienzsteigerung im Bau-

wesen leisten. Wir wollen mit diesem Antrag auf-

zeigen, wie der Prozess der Digitalisierung im Bau-

bereich beschleunigt und durch die Bundesregie-

rung vorangetrieben und unterstützt werden kann. 

Hier sehen wir die Etablierung des sog. „Building 

Information Modeling“ als Chance, mit dem die Di-

gitalisierung des Planens, Bauens und Nutzens von 

Bauwerken gebündelt wird. Ziel ist es dabei, in der 

Planung, in der Ausführung und später bei der Be-

wirtschaftung leichter mit allen Beteiligten zu kom-

munizieren.  
 

Zahlen & Fakten I: 

6. März 1978 – Erster Kongress 

der EVP in Brüssel 

ie Europäische Volkspartei (EVP), deren 

Mitglied die CDU/CSU-Gruppe im Europäi-

schen Parlament ist, hielt am 6./7. März 

1978 ihren ersten Kongress ab. Die Europäische 

Volkspartei hatte sich 1976 formal gegründet und 

beriet nun auf dem Kongress über ihr Grundsatzpro-

gramm. Im Gegensatz zu anderen europäischen 

Strömungen hatte sich die Europäische Volkspartei 

relativ früh dazu entschieden, den Begriff „Partei“ 

in ihren Namen aufzunehmen. Die 12 Gründungs-

parteien kamen aus sieben der damals neun Mit-

gliedsländer der Europäischen Gemeinschaft, d. h. 

aus den BeNeLux-Staaten, Italien, Frankreich, Ir-

land und der Bundesrepublik Deutschland. Die Ver-

sammlung in Brüssel war eine Großveranstaltung 

mit 220 Delegierten, 500 geladenen Gästen und 

rund 100 Pressevertretern. Jede der Parteien war mit 

hochrangigen Repräsentanten vertreten. Der Kon-

gress stand unter dem Motto „Gemeinsam für ein 

Europa freier Menschen“, was zugleich zur Devise 

des Grundsatzprogramms wurde. (Quelle: KAS)  
 

Zahlen & Fakten II: 

Ausgaben für Forschung und 

Entwicklung bei 3,1 % des BIP 

ach Berechnungen des Statistischen Bun-

desamtes wurden im Jahr 2018 in Deutsch-

land insgesamt 104,8 Milliarden Euro für 

Forschung und Entwicklung ausgegeben. Der Anteil 

der Ausgaben für Forschung und Entwicklung am 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) lag damit bei 3,1 Pro-

zent. In den Jahren zuvor hatte der Anteil bei 2,9 

Prozent gelegen. Damit hat Deutschland das in der 

Wachstumsstrategie für die Europäische Union „Eu-

ropa 2020“ festgelegte Ziel eines Anteils von min-

destens 3 Prozent am BIP für Forschung und Ent-

wicklung bereits übertroffen. Die Gesamtausgaben 

für Forschung und Entwicklung verteilen sich wie 

folgt auf die verschiedenen Sektoren: Der größte 

Teil entfiel mit 68,8 Prozent auf den Wirtschaftssek-

tor, die außeruniversitären Forschungseinrichtun-

gen hatten einen Anteil von 13,5 Prozent, die Hoch-

schulen 17,7 Prozent. Im weltweiten Vergleich ge-

hört Deutschland hinsichtlich der Ausgaben für 

Forschung und Entwicklung der Spitzengruppe an. 

Am meisten in diesem Bereich investieren Israel, 

Südkorea, Japan sowie die skandinavischen Staa-

ten. (Quellen: Destatis, OECD)  
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